
Keine Sicherheit des Arbeitsplatzes
(1) Gegen den A usspruch einer D isziplinarstrafe kann  
der Betroffene innerhalb von 14 Tagen nach B ekannt­
gabe Beschwerde bei dem nächsthöheren D isziplinär- 
befugten einlegen. Dessen Entscheidung ist endgültig. 
Gegen die disziplinarische Entscheidung des M inisters 
oder S taa tssek re tärs  m it eigenem Geschäftsbereich ist 
die Beschwerde nicht gegeben.
(2) Gegen die D isziplinarentscheidung des Vorsitzenden 
des R ates des Bezirkes, des Kreises, des S tadtkreises, 
des S tadtbezirks oder der Gemeinde ist die Beschwerde 
an  den zuständigen R a t zu richten, der darüber end­
gültig  entscheidet.
(3) Vor der Entscheidung über die Beschwerde gegen 
den Ausspruch einer D isziplinarstrafe ist die B etriebs­
gew erkschaftsleitung vom D isziplinarbefugten zu 
hören. Das gilt n icht fü r M itarbeiter, die die Funktion 
eines A bteilungsleiters oder eine höhere F unktion  aus­
üben.
(4) Die Konfliktkommission und die A rbeitsgerichte 
sind fü r Entscheidungen über D isziplinarstrafen nicht 
zuständig.

*

Auch auf Lehrer wurde der Geltungsbereich der Diszi­
plinarordnung erstreckt.
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A n w e is u n g  

z u r  A n w e n d u n g  d e r  D i s z ip l in a r o r d n u n g  

a u f  d e m  G e b ie t  d e r  V o lk s b i ld u n g

vom 24. 10. 1957

M it In k ra fttre te n  der Verordnung vom 12. 9. 1957 über 
E instellungen, V ersetzungen und Entlassungen von 
L ehrern und E rziehern in den Einrichtungen der Volks­
bildung vom 27. 9. 1957 (T ag  der Verkündung im Ge­
se tzb la tt) w ird die Anweisung des M inisterium s fü r 
Volksbildung vom 16. A ugust 1955 über die Anwendung 
der D isziplinarordnung auf dem Gebiet der Volksbil­
dung (Vfg. N r. 131 § 55) in V erfügungen und M it­
teilungen N r. 20/55, S. 197, gegenstandslos und tr i t t  
daher m it W irkung von diesem Zeitpunkt außer K raft.
G leichzeitig w ird auch § 5 der D ienstordnung vom
10. M ärz 1954 fü r Leiter und Lehrer der allgemein- 
bildenden Schulen (Verfügungen und M itteilungen 
N r. 9/55, S. 77) außer K ra ft gesetzt.
Die D urchführung von D isziplinarverfahren regelt sich 
in Zukunft nach den Bestim m ungen der V erordnung 
über Einstellungen, V ersetzungen und Entlassungen von 
L ehrern und E rziehern in den E inrichtungen der Volks­
bildung inV erbindung m it der V erordnung vom 10.März 
1955 über die Pflichten und Rechte der M itarbeiter der 
staatlichen V erw altungsorgane (Disziplinarordnung, 
GBl. I, S. 217).

Berlin, den 24. O ktober 1957

M inister fü r Volksbildung 
F ritz  Lange

Q u e l le :  „Verfügungen und M itteilungen“ des M iniste­
rium s fü r Volksbildung vom 6. 11. 1957.

Die kommunistische Propaganda behauptet, daß in der 
Sowjetzone die Sicherheit des A rbeitsplatzes deswegen  
besonders gew ährleistet sei, weil zur Rechtsw irksam keit 
einer Kündigung die Zustimmung der Betriebsgewerk­
schaftsleitung erforderlich is t und jede Kündigung 
schriftlich ausgesprochen und begründet sein muß. In 
W ahrheit bedeutet diese Zustimmung nur einen geringen 
Schutz, da wegen der Abhängigkeit der BGL von den 
Partei- und W irtschaftsfunktionären die Zustimmung 
leicht zu erlangen ist. Außerdem werden die Kündigungs­
bestimmungen häufig gröblich mißachtet. Das m ußte  
sogar der Generalstaatsanwalt der Sowjetzone, Mels- 
heimer, auf der 3. Parteikonferenz der SED im März 
1956 zugeben.
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Zahlreich sind noch im m er die Fälle, in denen der 
S taa tsanw alt eingreifen muß, weil bei Kündigungen 
von W erktätigen die gesetzlichen Bestim m ungen ein­
fach nicht beachtet werden. So w aren in der volks­
eigenen B rauerei Schultheiss in Berlin im Ja h r  1954 
von 147 fristlosen K ündigungen nicht weniger als 135 
un ter M ißachtung der gesetzlichen Bestim m ungen er­
gangen, ein Zustand, der sich im Jah re  1955 durch das 
E ingreifen der S taa tsanw altschaft wesentlich ver­
bessert hat.

Quelle: „Neues D eutschland“ vom 30. M ärz 1956.
*

T rotz der Ankündigung Melsheimers, die Verhältnisse 
würden sich bessern, blieben sie die alten. So schrieb die 
„Tribüne“ über ein Jahr später:
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A us: „N icht n u r von In teressenvertretung  reden, son­
dern auch danach handeln.“

Dieser T age erhielt die R edaktion einen Brief, in dem 
folgendes geschildert w ird:
Kollege E rn s t w ar als A ngestellter in  dem dam aligen 
und nunm ehr aufgelösten S tadtbezirk  I  in Schwerin 
beschäftigt. Als Schwerbeschädigtem  w urde ihm ohne 
E inhaltung der gesetzlichen Bestim m ungen gekündigt. 
Obwohl die Zustim m ung der Abteilung A rbeit und Be­
rufsausbildung bei der Kündigung eines Schwerbeschä­
digten erforderlich ist und diesem erst dann gekündigt 
werden darf, wenn ihm ein anderer, angem essener A r­
beitsplatz nachgewiesen wurde, gaben sowohl die Ab­
teilung A rbeit und Berufsausbildung beim R at des 
K reises als auch die B etriebsgew erkschaftsleitung zu 
dieser Kündigung ihre Zustim mung.
Als Kollege E m st fris t- und form gerecht die Entschei­
dung der Konfliktkommission des dam aligen S tad t­
bezirks in A nspruch nahm , w urden einfach Kollegen 
in die Konfliktkommission delegiert, die n icht einmal 
w ußten, wen sie zu vertre ten  hatten . Die Sitzung 
w urde zudem innerhalb der A rbeitszeit anberaum t, ob­
wohl ausdrücklich vorgeschrieben ist, daß sie außerhalb 
der A rbeitszeit stattfinden m uß, um  den Kollegen des 
Betriebes die M öglichkeit zu geben, daran  teilzunehmen. 
H inzu kom m t, daß dem Kollegen E rn s t die Entschei­
dung ers t vier Wochen nach der Sitzung zugestellt 
w urde tro tz  der bestehenden Bestim mung, daß dies 
bereits nach einer Woche geschehen soll. So w urden
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